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I. 

DIE GEWÄHRLEISTUNG DES EIGENTUMS. 

Die Reichs Verfassung Art. 153 Abs. 1 Satz 1 erklärt: »Das 
Eigentum wird von der Verfassung gewährleistet.« Man ist 
mit Recht darüber einig, daß nicht nur das Eigentum im 
Sinne des heutigen bürgerlichen Rechts, sondern jedes pri- 
vate Vermögensrecht (Forderung, Aktie, dingliches Recht, Ur- p^ e ,/^' m ~ 6 
heberrecht) hiermit gewährleistet werden soll. Nur einer un- p^i^fß 
zulässigen Buchstabenwissenschaft könnte Art. 138 Abs. 2 RV. 
einen Umkehrschluß liefern, wenn er das Eigentum »und an- 
dere Rechtes der Religionsgesellschaften am Kirchengut ge- 
währleistet Zu den gewährleisteten Vermögensrechten gehört 
zwar nicht das Vermögen selbst (auch nicht ein Sonderver- 
mögen), wohl aber ein Recht an einem Erwerbsgeschäft (an 
einem »Unternehmen«) 2 ). Art. 156 Abs. 1 Satz 1 RV. läßt für 
die Ueberführung privater wirtschaftlicher Unternehmungen 
in Gemeineigentum die für Enteignung geltenden Vorschriften 
^sinngemäße Anwendung« finden. Daß man eine unmittelbare 
Anwendung des Art. 153 nicht annahm, mag seinen Grund 
(bei den Juristen unter den Redaktoren) darin gehabt haben^ 
daß manche das unkörperliche Gut, das man Unternehmen 
nennt, als mögliches Objekt eines selbständigen Rechts, frei- 
lich grundlos, bezweifelt haben. 

l ) Ursprünglich war auch in dem die Religionsgesellschaften betref- 
fenden Artikel (80 a) nur von „Eigentum" die Rede; Prot; des VerfAussch. 
S. 208. Die juristischen Bedenken der beiden offenbar an die juristische* 
Terminologie denkenden Juristen Dr. Beyeble und Dr. Dübingeb, die auf 
die besonderen kirchlichen Nutznießungsrechte, auf dingliche Rechte, auf 
Autor- und Verlagsrechte der Kirchengesellschaften hindeuteten, führten 
zu der Hinzufügung der „anderen Rechte"; Prot. S. 520. 

■) Recht an einem , eingerichteten Gewerbebetrieb* (vgl. RG. ZivS. 58, 
S. 29 u. ö.) im Gegensätze zu der „rechtlichen Möglichkeit, ein beliebiges 
Gewerbe zu betreiben" oder (mit den Worten der RVerf., Art. 111) zu 
dem , Recht" (?) einen „Nahrungszweig (?) zu betreiben". 
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Sowohl die Heraushebung der Rechte am Kirchengut 
durch Art. 138 Abs. 2 wie die Heraushebung der Rechte am 
Unternehmen durch Art. 156 Abs. 1 Satz 1 aus dem Rahmen 
des Art. 153 hat rechtliche Folgen. Die Artikel 138, 156 ge- 
hören nicht zu denen, die der Reichspräsident im Falle der 
Diktatur (Art. 48 Abs. 2 Salz 2) ganz oder zum Teil außer 
Kraft setzen kann, während er sonstige private Vermögens- 
rechte entschädigungslos enteignen kann, soweit solche Ent- 
eignung zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung »nötig« ist 1 ). Ferner ist die Gewährleistung des Ei- 
gentums am Kirchengut stärker, als die des sonstigen Eigen- 
tums. Um wieviel stärker, mag freilich zweifelhaft sein. Soll 
Art. 153 überhaupt unanwendbar sein, so daß eine Enteignung 
von Kirchengut gänzlich ausgeschlossen wäre? Oder soll nur 
eine entschädigungslose Enteignung, wie sie sonst 
durch einfaches Reichsgeselz für zulässig erklärt werden kann 
(Art. 153 Abs. 2 Satz 2), ausgeschlossen sein? Für das Erste 
scheint der Wortlaut zu sprechen. Das Letzte ist mit Anschütz 
u. a. (zu Art. 138) für richtig zu halten. Der Sinn der Kirchen- 
gutsgewährleistung ist, die kirchlichen Rechte, wie sie vor 1919 
in Deutschland bestanden, aufrecht zu erhalten, sie also wie 
nach den alten Landesverfassungen 2 ) gegen unentgeTtliche Ent- 
eignungen zu sichern. Dagegen war kein Anlaß da, die Rechte 
der Kirchengesellschaften an ihrem Gut über das vor der Re- 
volution vorhandene Maß hinaus sicherzustellen. Es war eine 
nicht eben glückliche redaktionelle Aenderung, wenn im Ver- 
fassungsausschuß der ursprüngliche völlig korrekte Text »Das 
Eigentum der Religiojisgesellschaften an ihren . . . Anstalten 
usw. bleibt unberührt« zunächst durch die Wendung 
»bleibt gewährleistet« und dann gar durch das irreleitende 
»wird gewährleistet« ersetzt wurde 3 ). Vgl. ferner unten IV 1. 

1 ) Die Frage hat für Art. 156 besonders dann Bedeutung, wenn man 
mit R. GEAU, Die Diktaturgewalt des Reichspräsidenten (Oeffentl.-rechtl. 
Abb.. von Triepel-Kaufmann-Smend, 5. Heft 1922), S. 85 annimmt, daß der 
Reichspräsident eine dauernde Eigentumsentaiehung ohne Entschädigung 
anordnen dürfe, z. B. weil die berechtigte Erregung des Volkes wegen 
der Macht des reichen Verschwörers nicht anders als durch Wegnahme 
seiner Güter für alle Zeiten zu bannen sei. Wenn das richtig sein sollte (?). 
so gilt es jedenfalls nicht für die Ueberführung wirtschaftlicher Unter- 
nehmen in Gemeineigentum. 

2 ) Vgl. Anschütz, Komm. z. preuß. Verf. I, 334. 

3 ) Protok. d. Verf Aussen, S. 520 oben, 521 oben; vgl. auch Stenogr. 
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Eine Gewährleistung der »wohlerworbenen« Rechte 
der Beamten und Berufssoldaten gibt ferner Art. 129 R.V., 
indem er diese Rechte für »unverletzlich« erklärt. Doch han- 
delt es sich hierbei nicht nur um Vermögensrechte und nicht 
um Privatrechte 1 ). 

Eine Gewährleistung von Rechten (Besitz und Gebrauchs- 
recht) enthält endlich Art. 115 RV., wenn er die Unverletz- 
lichkeit der Wo h n u n g jedes Deutschen festsetzt und Aus- 
nahmen »auf Grund von Gesetzen« zuläßt. Es kann aber 
nicht zweifelhaft sein, daß eine Zwangsübertragung eines 
Wohnrechts auf andere unter Art. 153 Abs. 2 fallt, dem- 
nach nur zum allgemeinen Wohl und, vorbehaltlich eines 
Reichsgesetzes, nur gegen Entschädigung möglich ist. Würde 
Art. 115 die »Verletzung« der »Wohnung« gegenüber der 
des »Eigentums« erleichtern, indem er Gesetze zuließe, die 
den Voraussetzungen des Art. 153 Abs. 2 nicht genügen, so 
würde der Deutsche in seiner Wohnung schlechter geschützt 
werden als der Ausländer, für den Art. 153, aber nicht 
Art. 115 gilt. 

Die »Gewährleistung« des Eigentums in Art. 153 
Abs. 1 bedeutet einen Schutz der bestehenden und der neu 
entstehenden konkreten Privatrechte jedes einzelnen Rechts- 
subjekts. Sie enthält aber darüber hinaus auch die Zusiche- 
rung, daß das Privateigentum als Rechtsinstitut erhallen 
bleibt. Es ist daher nicht richtig, wenn man die Formel von 
der verfassungsmäßigen Gewährleistung als gleichbedeutend 
ansieht mit der älteren Formel von der »Unverletzlichkeit des 

Berichte S. 1759 (Abg. Haussmänn, Le [cht). — Nach Schön, VerwaltA. 29, 
25, war es der Art. 138 Abs. 2, der die Kirchen gegen die Heranziehung 
zum Reichsnotopfer sicherstellte (?). 

') Auf den viel untersuchten Begriff des wohlerworbenen Rechts ist 
hier nicht einzugehen. Ich stimme im wesentlichen Teiepel, ArchöffR. 40, 
S58ff. (1921) zu. Es liegt der nicht seltene Fall vor, daß die Rechtsord- 
nung an einen Tatbestand Rechtsfolgen knüpft, von dem Tatbestand aber 
nichts anderes aussagt, als daß er diese Rechtsfolgen verdiene. (Wohl- 
erworbene Rechte werden gewährleistet; wohlerworben sind Rechte, die 
gewährleistet zu werden verdienen. Aehnlich wie: „geisteskrank" ist der- 
jenige geistig Erkrankte, der es verdient, wie ein Kind unter 7 Jahren 
behandelt zu werden; „geistesschwach" derjenige geistig Erkrankte, für 
den die Stellung eines Minderjährigen über 7 Jahre angemessen ist.) Die 
maßgebenden Gesichtspunkte hat m. E. am treffendsten Ehich Kaufmann, 
Deutsche Hypothekenforderungen in Polen, 1922, S. 40 f., entwickelt. 
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Eigentums« 5 ). Daß die Gewährleistungsformel diesen Sinn 
der Institutsgarantie hat, mag Art. 154 belegen, der »das Erb- 
recht gewährleistete; ein Salz, daß das Erbrecht unverletzlich 
ist, würde keinen Sinn haben. Zweifelhaft aber mag es sein, 
ob die Garantie des Eigentums als Rechtsinstituts auf jeden 
Typus eines privaten Vermögensrechts zu erstrecken ist oder 
sich auf das Eigentum im technischen Sinne beschränkt. Das 
letzte ist richtiger. Eine (freilich nicht ganz deutliche) Zu- 
sicherung, daß das geistige und das gewerbliche Eigentum er- 
halten bleiben, ergibt sich ohnehin aus Art. 158. Art, 153 aber 
betont, gegenüber linksradikalen Ideen , daß an den körper- 
lichen Sacbgütern ein Privatrecht möglich bleiben 
; \\soll, das den Namen Eigentum verdient., bei dem 
also Beschränkungen des Herrschaftsbeliebens Ausnahmen 
sind. Daß auch jedes einzelne der heute vorhandenen Ver- 
mögensrechtsinstitute, vor allem jederTypus begrenzter Sachen- 
rechte (etwa das Erbbaurecht, die Rentenschuld!) erhalten 
bleibe, kann nicht Sinn der Verfassungsnorm sein. Der Pri- 
vatrechtstechnik steht die Reichs- (wie jede) Verfassung gleich- 
gültig gegenüber 2 ). 

Die Eigentumsgarantie ist eine solche nicht nur gegenüber 
der Verwaltung, sondern auch gegenüber der Landesgesetz- 
gebung und der Reichsgesetzgebung 3 ). Nur ein verfassung- 
änderndes Reichsgesetz kann sie brechen. 



*) Anschütz, Komm. z. RVeri. 2 zu Art. 153 (sachlich gleichbedeutend, 
nur „minder pathetisch"), Giese, Komm. z. ItVerf. 1 zu Art, 153. 

2 ) Auch wo die RVerf. eine Rechtsnorm des Privatrechts abschreibt, 
meint es sie nicht technisch. Wenn Art. 152 Abs. 2 Satz 2 den Satz des 
BGB. § 138 Abs. 1, daß „Rechtsgeschäfte, die gegen die guten Sitten ver- 
stoßen, nichtig" sind, aufnimmt, so wird damit nicht die Norm des § 138 
BGB. zum Verfassungsinhalt. Würde ein Reichsgesetz den § 138 Abs. 1 
aufheben und stattdessen z.B. bestimmen, daß das sittenwidrige Geschäft 
in den Grenzen des Zulässigen gültig sei oder auf diese Grenzen durch 
Richtersprach herabgesetzt werden könne oder erst durch (konstitutives) 
Urteil für nichtig erklärt werde (vgl. § 747 HGB. in der Fass. d. Gesetzes 
vom 7. Januar 1913), oder daß der nicht unsittlich handelnde Teil aus dem 
objektiv unsittlichen Geschäft gewisse Rechte herleiten dürfe u. dgl., so 
würde all das dem Art. 152 der Reichsverfassung nicht zuwiderlaufen. 

3 ) Anders Anschütz, Komm. 3 zu Art. 153; Giese 1 zu Art. 153. — Das 
Schweizer Bundesgericht hat mit Recht wiederholt betont, daß 
die verfassungsmäßige Eigentumsgarantie auch eine „Schranke für den 
Gesetzgeber" bildet. Vgl. Entsch. Bd. 26 I, 77. 
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II. 

DI~E REGELUNG DES EIGENTUMSINHALTS. 

Die Gewährleistung des Eigentums bedeutet selbstverständ- 
lich nicht die Aufrechterhaltung der zur Zeit des Erlasses der 
Reichs Verfassung bestehenden Rechtssätze über den Eigentums- 
inhalt. Sie bedeutet aber auch nicht, daß die konkreten 
Vermögensrechte des einzelnen gegen eine gesetzliche Aende^ 
rung des zur Zeit ihrer Entstehung gegebenen Inhalts gefeit 
wären. Was das schweizerische Bundesgericht wiederholt aus- 
gesprochen hat: »Das Eigentum empfängt seinen Inhalt und 
seine Begrenzung nicht durch das staatsrechtliche Prinzip 
seiner Unverletzbarkeit, sondern durch die Normen des gel- 
tenden objektiven Privatrechts«; 1 ) ist der Sinn des Art. 153 
Abs. 1 Satz 2 RV. , wonach »Inhalt und Schränken« des Ei- 
gentums »sich aus den Gesetzen ergeben«. Die Nennung der 
»Schranken« des Eigentums neben seinem »Inhalt« ist irre- 
leitend. Die Verfassung denkt dabei an die Schranken, die 
die Rechtsordnung dem Einwirkungs- und Ausschließungs- 
belieben des Eigentümers setzt (das so beschränkte Belieben 
ist Eigentumsinhalt), und nicht an Schranken, die die Rechts- 
ordnung etwa dem Eigentum selbst setzen könnte. Hätte die 
Gesetzgebung die Möglichkeit, solche Schranken (z. B. zeitliche 
Schranken) einzuführen, so würde damit die verfassungsmäßige 
Eigentumsgarantie des 1. Satzes illusorisch werden. Der Aus- 
druck »Eigentumsschranken« ist nichts als eine (verbreitete) 
Erinnerung an überwundene individualistische Auffassungen 
von der Freiheit des Eigentums. 

Die Reichsverfassung erlaubt hiernach neue Gesetze, durch 
die. der Eigentumsinhalt abweichend von dem bisherigen 
Rechte, und zwar mit Wirkung gegenüber den schon be- 
stehenden Eigentumsrechten, bestimmt wird. Sie erlaubt vor 
allem stärkere Einschränkungen des Einwirkungs- und Aus- 
schließungsbeliebens des Rechtsinhabers. Die Frage, ob solche 
neuen Gesetze nur Reichs- oder auch Landesgesetze sein dür- 
fen, beantwortet sich für das Eigentum an körperlichen Ge- 
genständen (Eigentum im Sinne des BGB.) nach den Vor- 
schriiten des Einführungsgesetzes zum BGB. Daher sind 



*) Entsch. d. Bandesger. 16, 717; 39 I, 77; 42 I, 209 u. ö. 
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reichsgesetzliche Einengungen des Eigentümerbeliebens, ohne 
gegen die verfassungsmäßige Eigentumsgarantie zn verstoßen, 
in weitestem Ausmaße zulässig. Landesgeselzliche Schranken 
sind (gemäß heutigem Reichsrecht) nur möglich, wenn sie ent- 
weder dem »öffentlichen« Interesse oder dem Interesse der 
Nachbarn dienen 1 ): Art. 111, 124 EG. BGB. Ob die hiernach 
zugelassene lan des rechtliche öffentlich-rechtliche »Ei- 
gentumsbeschränkung« gegen Entschädigung öder o h n e En t- 
schädigung aufgelegt wird, bleibt dem Landesgesetzgeber 
überlassen. 

Für andere reichsrechllich geordnete Vollrechte als das 
Sacheigentum besteht desgleichen die Möglichkeit, ihren In- 
halt durch neue Gesetze — die hier meist Reichsgesetze sein 
werden 2 ) — zu ändern, ihn besonders im öffentlichen Interesse 
einzuengen: Kürzungen der Befugnisse von Patentinhabern, 
von Urhebern liierarischer oder musikalischer Werke u. a., 
vor allem Einschränkungen des Inhalts der Aktienrechte, etwa 
durch Bindung aller oder gewisser Generalversammlungsbe- 
schlüsse an obrigkeitliche Genehmigung u. dgl. Dahin gehören 
auch gesetzliche »Beschränkungen« der Rechte an wirtschaft- 
lichen Unternehmungen (besser: einengende Bestimmungen 
des Rechisinhalls, Beschränkungen des freien Beliebens des 
ünlernehmensherrn). Des wichtigsten Falles dieser Art ge- 
denkt die Reichsverfassung selbst. Art. 156 Abs. 1 Satz 2 
gestattet ein Reichsgeselz, durch das das Reich »sich einen 
bestimmenden Einfluß« auf 3 ) die Verwaltung wirtschaftlicher 
Unternehmungen oder Verbände »sichert« und führt als Bei- 
spiel dessen (»oder in anderer Weise«) die Beteiligung an der 
Verwaltung an. Zu solchen einflußsichernden Gesetzen ist 
aber das Reich schon aus Art. 153 Abs. 1 Satz 2 verfassungs- 
mäßig befugt. Deshalb wäre es unrichtig, Einflußsicherungen 
anderer Art, als sie Art. 156 Abs. 1 Satz 2 vorsieht, für un- 
zulässig zu hallen. So würde das Reich durch Gesetz nicht 
nur sich, sondern auch Ländern oder Gemeinden einen Ein- 
fluß auf die Verwaltung sichern können: Art. 156 Abs. 1 Satz 2 



») Wenn von einigen Sonderfällen (Art, 122, 123 EG. BGB.) abgesehen 

wird. 

2 ) Soweit nicht auch hier Landesrechts vorbehalte wie nach Art. III 
EG. BGB. geschaffen werden oder schon bestehen (Bergwerkseigentum). 

3 ) Die RVerf. sagt: „Einfluß an!" 
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läßt dies nur für die Beteiligung an der Verwaltung zu; es 
gilt auch für andere Fälle der Einflußsicherung'). Und denk- 
bar, wiewohl wenig wahrscheinlich, wäre auch eine Einfluß- 
Sicherung zugunsten anderer öffentlich-rechtlicher Personen 
oder zugunsten etwa gemeinnützig wirkender Personen des 
Privatrechts. 

Dennoch ist Art. 156 Abs. 1 Satz 2 nicht überflüssig. Er 
geht in einem Punkte weiter als Art. 153 Abs. 1 Satz 2. Dieser 
überläßt es den Gesetzen, den Inhalt des Eigentums (abstrakt) 
oder, was ihm gleichsteht, eines sonstigen Vermögensrechts 
von gewissem Typus, zu bestimmen. Er erlaubt aber erstens 
nicht solche Gesetze, die zu Lasten einer einzelnen oder 
mehrerer einzelner Personen (des vormaligen Königs von Preu- 
ßen, der bisherigen Landesherren oder Standesherren) den 
Inhalt ihrer Rechte an einem bestimmten Gute begrenzen 
oder die gar (unehrlich) das odiose Personalprivileg in dem 
Gewände eines allgemein sprechenden Textes zu verbergen 
suchen. Art. 153 Abs. 1 Satz 2 RV. erlaubt zweitens auch nicht 
solche Gesetze, die zu Lasten des jeweiligen Eigentümers eines 
bestimmten Gutes oder einzelner bestimmter Güter den Inhalt 
des an diesen Einzelsachen bestehenden Eigentums bestim- 
men oder wieder durch den bloßen Schein einer Allgemein- 
formel ein odioses Realprivileg (ein Sondergeselz über das 
Eigentum an Schloß X) verhüllen. Beide Male wäre es nicht 
der »Inhalt des Eigentums« d. h. des Rechts an Gütern gewis- 
ser Art (z. B. an Grundstücken, an Gebäudegrundstücken, an 
Gebäudegrundstücken im Bereich eines Festungsrayons usw.), 
den das Gesetz »bestimmt«, sondern der Inhalt dieses kon- 
kreten" Eigentums oder der Inhalt der Rechte dieses Eigen- 
tümers. Solche Gesetze werden nicht durch Art. 153 Abs. 1 
Satz 2 gedeckt (sie werden regelmäßig, wie noch zu zeigen, auch 
nicht durch Art. 153 Abs. 2 [Enteignung] gedeckt werden). Sie 
sind deshalb reichsverfassungswidrig. Mit Recht hat besonders 
die schweizerische Rechtsprechung diesen Satz ent- 
wickelt und in steter Praxis anerkannt: La legislation peut 
reslreindre le contenu du droit de propriele, sans porter at- 
teinte au principe constilutionel de l'inviolabililß, ä la seule 
condilion cpu'elle le fasse d'une maniere generale, egale pour 



J ) Vgl. Haxs Goldschmidt, Eeickswirtscbaftsß., 1923, S. 
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tous 1 ). — Abweichend, wie mir scheint, Art. 156 Abs. 1 Satz 2: 
es wird hier dem Reiche erlaubt, sich einen bestimmenden 
Einfluß auf die Verwaltung wirtschaftlicher Unternehmungen 
und Verbände zu sichern ; und nichts spricht dagegen, daß 
das Reich diesen Einfluß auf ein bestimmtes Unternehmen 
oder einen einzelnen Verband beschränken oder daß es 
einem Lande oder einer Gemeinde (nicht dagegen einer an- 
deren juristischen Person!) eine Beteiligung an der Verwaltung 
nur eines einzelnen Unternehmens verschaffen dürfe. 

III. 

DIE PFLICHTEN DES EIGENTÜMERS. 

Zu den »Gesetzen, die den Inhalt des Eigentums bestim- 
men«, gehören nicht nur die, die das freie Einwirkimgs- und 
Ausgleichungsbelieben des Sachherrn einengen, sondern auch 
die, die dem Eigentümer Pflichten auflegen. Der Ge- 
danke, daß »Eigentum verpflichtet« (Art. 153 Abs. 3 Satz 1 RV.), 
ist nicht neu. Die dem Eigentum innewohnende oder doch 
ihm beigesellte Pflicht zu sozial sachgemäßer Ausübung ist altes 
germanistisches Geistesgut, besonders von Otto Gierke 2 ) betont 
und für die Theorie des subjektiven Rechts verwertet und von 
Gesetzgebung und Rechtsprechung in vielen Einzelanwendun- 
gen anerkannt worden: man denke an die Pflicht, Grund- 
slücke in polizeigemäßem Zustande zu erhalten, die Pflichten 
zu Straßenreinigung und Hausbeleuchlung, zum Anschluß an 
die öffentliche Wasserleitung, zur Vorkehr gegen schädliche 
* Insekten, die Abbruchs- undBaumschlagspflichten des Festungs- 
rayongesetzes u. a. Wenn Art. 155 Abs. 3 eine »Pflicht des 
Grundbesitzers gegenüber der Gemeinschaft zur Bearbeitung 
und Ausnutzung des Bodens« ausspricht, so kehrt hier in 
moderner Umbildung der alte Gedanke des Rechtsspruchs: 
»Gebet der Busch dem Reiler an die Sporn, so hat der Bauer 
sein Recht verlorn« wieder 3 ). Das Reichsgericht hat wie- 
derholt die Pflicht des Sacheigentümers behauptet, seine Sache 
in einen dem Verkehr nicht schädlichen Zustand zu bringen: 
es hat' den Eigentümer eines morschen Baumes, der durch 



3 ) Vgl. Bntsch. des Bundesgerichts 30, 337 ; 37, 516 ff. u. a. 
■) Deutsches Privatrecht, I, 255, 319; II, 365, 408. 
3 ) Jacob Giumm, Deutsche R Altert. 4 , I 47. 



IV 



Reichsverfassung und Eigentum. 



11 



Umfallen Schaden anrichtete, verurteilt 1 ); es hat einem Pas- 
santen, der in dunkler Nacht gegen ein nur 80 cm hohes aus 
spitz zulaufenden Eisenstäben hergestelltes Vorgartengitter an- 
gelaufen war und beim Fall das Auge verletzt hatte, einen Er- 
satzanspruch gegen den Hauseigentümer zugesprochen 2 ). Beide 
Male betont das Gericht den Gegensatz zwischen der römi- 
schen und der heutigen Eigentumsauffassung (»die starren 
Eigentumsgrundsätze des römischen Rechts dem neueren 
Rechtsempfinden fremd«); die zweite Entscheidung formt ge- 
radezu den Satz: »Das Eigentum berechtigt nicht nur, sondern 
verpflichtet ebenso den Eigentümer.« Das kurz geprägte 
»Eigentum verpflichtet« unter den verfassungsmäßigen Grund- 
rechten wiederzufinden, ist nicht ohne Wert. Seine Bedeu- 
tung, liegt vielleicht weniger in einer Anweisung an den Ge- 
setzgeber (deren es hier nicht bedarf), als in der bequemen 
Stütze, die es dem Richter gewährt*). Die gegenüber Ana- 
logiebildungen leicht etwas scheue Rechtsprechung hat in der 
Verfassungsnorm einen Leitsatz, den sie den Bedürfnissen ge- 
mäß auszubauen hat. Sie muß zumal mit dem noch immer 
spukenden altliberalen Gedanken brechen, daß jede dem Grund- 
eigentümer aufgelegte Pflicht das ,Herr im eigenen Hause sein' 
lähme und damit dem Wesen des obersten Herrschaftsrechts 
im Grunde widerstreite, daß deshalb jede Pflichtenmehrung, 
die nicht in zweifelsfreier Norm angeordnet ist, abzulehnen sei. 

Der Satz »Eigentum verpflichtet« deutet für jedes private 
Vermögensrecht (nicht nur für das Eigentum selbst) auf eine 
doppelte Verpflichtung des Berechtigten: die Pflicht, das Recht 
auszuüben, wenn es dem öffentlichen Interesse entspricht, 
daß das Recht ausgeübt (und nicht stillgelegt) werde, und 
die Pflicht, das Recht so auszuüben, wie es dem öffentlichen 
Interesse entspricht. Es mag sein, daß dies auch mit dem 
letzten Satze des Art. 153 RV. gesagt sein soll: »Sein Ge- 
brauch soll zugleich Dienst sein für das gemeine Beste«. Viel- 
leicht aber enthält dieser Satz noch ein weiteres, indem er 
nicht nur eine Verpflichtung des Berechtigten (zum 

') RG., ZivS. 52, 376 f. •) EG., ZivS. 89, 121 f. 

3 ) Der Satz kann insbes. auch für die Anwendung der §§ 679, 683 
Satz 2 BGB. wichtig werden; diese Paragraphen setzen eine „im öffent- 
lichen Interesse zu erfüllende" R e c h t s pflicht (nicht eine bloß sittliche 
Pflicht) voraus. 
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Handeln oder Unterlassen), sondern auch die »Unzulässig- 
keit« eines pflichtwidrigen Handelns ausspricht, in demselben 
Sinn, in dem § 22G BGB. die schrkandse Rechtsausübung für 
»unzulässig« erklärt. Kipp hat mit Grund angenommen, daß 
die schikanöse Rechlsausübung, weil unzulässig, keine 
Rechtsausübung sei, und daraus die Folgerung gezogen, daß 
gegen sie gegebenenfalls Notwehr möglich sei 1 ). In schweren 
Fähen einer sozialschädlichen > Rechlsausübung« entspricht 
es dem Sinn der RV, den Rechtsmißbrauch als Rechtsübcr- 
schreilung zu deuten, auch ohne daß die allzu engen Vor- 
aussetzungen des § 226 BGB. vorzuliegen brauchen. 

Der Satz > Eigentum verpflichtet« hat neben der besproche- 
nen Bedeutung (»Vermögensrechte verpflichten«, seil, zu 
sozial sachgemäßer Ausübung), wenn ich recht sehe, noch 
eine zweite Bedeutung; Vermögen verpflichtet. Der Satz 
steigert die alle sittlich-religiöse Pflicht des Reichen 8 ) zur 
Rechtspflicht; mit der sozialen. Verdrängung des Adligen durch 
den vermögenden Gewerßetreibenden tritt jener Satz an die 
Stelle des (sich freilich nur sittlich auswirkenden) noblesse 
oblige. Das Rechtsprinzip der »Pflicht des Reichen« kann 
sich allerdings nur vereinzelt verwirklichen: Sleuerprogression, 
§ 829 BGB. u. dgl. Die Verfassungsnorm mahnt den Gesetz- 
geber, hier fortzuschreiten. Auf dem Gebiet des Zivilrechts 
mag er besonders (was schon seit Jahren gefordert wird) den 
Gedanken des § 829 auch außerhalb des Deliktsrechts durch- 
führen. Hie und da wird schon heute der Richter helfen 
tonnen. Er wird dem Armen, der um seine Sache zu retten, 
die gleich wertvolle Sache des Reichen zerstören will, unter 
besonderen Umständen das Noteinwirkungsrecht aus § 904 
BGB. zusprechen dürfen (auch wenn der Schadensersatzan- 
spruch des Reichen [Satz 2] unbei treibbar ist), weil er nicht 
nur die Sachwerte, sondern auch die Werte der Vermögen zu 
vergleichen hat. Er wird dem reichen Entleiher, der den 



*) Berliner Festg. f. Giebke, II, 11. 

2 ) Hervorzuheben die Schriften des kathol. Theologen Otto Schilling, 
Keichtum und Eigentum in der altkirchlichen Literatur, 1908; Staats- und 
Soziallehre des hl. Augustin. 1910. S. 244; Der kirchliche Eigentumsbegriff 
(1920), S 52 ff. - In dem Satze „Vermögen verpflichtet" lebt zugleich ein 
Stück des revolutionären „Fraternitäts"-Postulats fort; vgl. Max Ernst 
Mayer, Rechtsphilosophie, 1922, 86. 



IV 



Reielisverfassung und Eigentum. 



13 



durch ihn verursachten Zufallsschaden dem armen Verleiher 
freiwillig ersetzt, die Kondiktion unter Hinweis auf die sittliche 
Pflicht zum Ersatz (§ 814) absprechen. Aber eine Rechtspflicht 
zu solchem Ersatz wird er, ohne tumultuarische Rechtshand- 
habung, nicht annehmen dürfen. 

IV. 

DIE ENTE1GN UNGSVORAUSS ETZ UNÜE N. 
Man pflegt die Enteignung als eine Ausnahme von 
der Eigentumsgarantie (Unverlelzlichkeit des Eigentums) dar- 
zustellen, eine Erinnerung an die fast überall nachgebildete 
Formulierung der declaralion des droits de l'homme von 1789 
und ein Ueberrest der liberalen Wirtschaflsauffassung, die 
am liebsten in der Zwangsentziehung eine freilich erlaubte 
»Verletzung« des Eigentums sähe. Das Schweizer Bundes- 
gericbt 1 ) hat diese Deutung mit der Wendung abgelehnt, die 
Enteignungsmöglichkeit sei »nicht als Ausnahme von der 
Eigentumsgarantie, sondern als deren Bestätigung und Spezi- 
fikation zu denken«. M. E. ist diese Wendung zwar nicht 
ganz klar, aber im Kern auch für das Reichsrecht richtig. 
Die Schutznorm über die Enlschädigungspflicht bewirkt, daß 
im Enteignungsfall die Eigentumsgarantie in eine Eigentums- 
wer tsgarantie umgedeutet wird. 

Die Reichsverfassung nennt vier Voraussetzungen 
der Enteignung: 

1. Eine gesetzliche Grundlage. Es mag sich hierbei fo*>t*4f*£A>va 
um ein Reichs- oder ein Landesgesetz, ein allgemeines Ent- ö- tC4*<5 
eignungsgeselz, ein Enteignungsgesetz für bestimmte Interessen- 
gruppen (Bergbau, Fluchtlinien, Landestriangulation) oder ein 
Privileggesetz für einen bestimmten Fall handeln. Nur ein 

gegen Religionsgesellschaften und religiöse Vereine gerichtetes 
Privileggesetz würde nach Art. 138 Abs. 2 verfassungswidrig 
sein, auch wenn die übrigen drei Enteignungsvoraussetzungen 
erfüllt sein sollten. 

2. Die Enteignung kann nur zum Wohle der All- -2« 3€0 * f:iOtO 
gemeinheit vorgenommen werden. Von diesem Erfor- * lte ****** 

') SehweizBGEntseheid. 37 I, 521 ; dort auch über die älteren Kanto- 
nalverfassungen, die die Expropriation als „Ausnahme", „ Abweichung", 
(„derogation") vom Prinzip der Unverletzlichkeit bezeichnen. Vgl. weiteres 
Material bei Layer, Prinzipien des Enteignungsrechts, S. 142 ff. 
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dernis kann weder das zu 1 erwähnte Gesetz (Enteignungs- 
gesetz) noch ein einfaches Reichsgesetz dispensieren ; es be- 
dürfte vielmehr einer Verfassungsänderung 1 ). Was »Wohl 
der Allgemeinheit« sei, ist unendlich oft erörtert worden, und 
es ist hier nicht der Ort zu kritischer Stellungnahme, Die 
wichtigste Klärung scheint mir in der Erkenntnis zu liegen, 
daß entscheidend ist, oh es zur Durchführung eines bestimm- 
ten öffentlichen Unternehmens des zu enteignenden Gegen- 
standes bedarf; nur bei Bejahung der Frage ist das Erforder- 
nis gegeben. Dieser Gedanke ist vor allem von Otto Mayer 
entwickelt, seine Formel von Triepel bereinigt worden 2 ). 
Mayer denkt bei dem Unternehmen an sein Stück öffent- 
licher Verwaltung«:, während Triepel betont, daß das Wort 
»Unternehmen« nicht »in einem technischen Sinn zu den- 
ken«, daß nicht nur Eisenbahnbauten, Kanalisationen und 
dgl. »Unternehmungen« des Staates sind, sondern »auch ein 
Krieg, die Vornahme einer Agrarreform ein Unternehmen sein 
kann«. Dem ist m. E. zuzustimmen. Der entscheidende Gegen- 
satz liegt wohl darin : Otto Mayer setzt voraus, daß das 
»Subjekt öffentlicher Verwaltung« (Staat, besondere öffentlich- 
rechtliche Person, u. U. eine Person des Privatrechts) der 
durch die Enteignung Erwerbende sei. Das ist unter Be- 
schränkung auf die bestehenden allgemeinen Enteignungs- 
gesetze vielleicht richtig, da diese Gesetze einen Unternehmer 
voraussetzen, zu dessen Gunsten enteignet wird. Die Ver- 
fassungen aber verlangen nur ein öffentliches Unternehmen 
im objektiven Sinn, ein gemeinnütziges VoThaben; der 
Träger dieses Unternehmens braucht nicht der »Begünstigte«, 
d. h. der zu sein, in dessen Vermögen der enteignete Gegen- 
stand übergeht. Verlangte das staatliche Unternehmen der 
Bauernbefreiung die Reallast-Ablösung, so übertrug die Auf- 
hebung der Reallasten doch kein Vermögen auf den »unter- 
nehmenden« Staat, sondern unmittelbar auf den entlasteten 
Grundeigentümer; das Unternehmen der Wohnungsnot-Be- 
seitigung überträgt Rechte des Hausbesitzers dem Zwangs- 

») Triepel im Roten Tag, 1920 Nr. 149 (9. Juli), der mit Recht be- 
tont, daß die Verfassung die Beachtung des Wohls der Allgemeinheit 
und die gesetzliche Grundlage fordert. 

2 ) Otto Mayer. VerwaltR. II-, 3, 12 ff.; T-kiepel, a. a. 0. und in einem 
ungedruckten, mir zur Verfügung gestellten Gutachten vom 24. Juli 1922. 
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einquartierten, nicht dem Unternehmer 1 ). Wenn manche 
annehmen, daß solche Enteignungen zugunsten Privater zwar 
zulässig seien, aber nicht unter Art. 153 Abs. 2 der RV. fielen, 
weil es sich überhaupt nicht um »Enteignungen« im techni- 
schen Sinne handele, so beruht dieser Irrtum zum Teil auf 
der unrichtigen Vorstellung, daß die verfassungsrechtlichen 
Enteignungskaulelen den Staatsbürger nur gegen die Verwal- 
tung, nicht gegen die Gesetzgebung zu schützen haben (davon 
unten V). Soweit man auch den Begriff des öffentlichen Unter- 
nehmens oder (deutlicher) des gemeinnützigen Vorhabens 
fassen mag, so ist man mit Recht darüber einig (die Frage 
ist besonders beim Problem der Zonenenteignung seit langem 
erörtert), daß die bloße Staats- oder Unternehmer b e r e i c h e- 
rung als solche kein Unternehmen dieser Art ist, daß eine 
Enteignung zu fiskalischen (Einnahmenmehrungs-, Ausgaben- 
sparungs-) 2 )Zwecken verfassungswidrig sein würde. Das Reichs- 
gericht hat dies gegenüber einem lippischen Landesgesetz vom 
29. September 1920 ausgesprochen, das die Rechte der erb- 
herrlichen Nebenlinie Lippe-Weißenfeld auf eine bestimmte 
Rente für erloschen erklärte (gegen eine nicht einklagbare und 
vielleicht nicht angemessene Abfindung): das Gesetz ist reichs- 
verfassungswidrig. — Das Interesse der >Allgemeinheit« muß 
endlich, damit die Enteignung zulässig sei, nicht erfordern, daß 
der bisherige Eigentümer sein Recht verliere, sondern daß 
der »Begünstigte« es erwerbe 3 ). Vermögensvernichtungen aus 
Haß oder Neid*), auch wenn ihnen angeblich ein »gemein- 
nütziges Vorhaben« (etwa die wirtschaftliche Macht des bis- 
herigen Hochadels zu zerstören? die Trümmer einer zusam- 
mengebrochenen Lebensordnung wegzuräumen?) zugrunde- 
liegt, sind verfassungswidrig: denn der Staat will sie nicht für 
seinen Bedarf erwerben und sich dabei der Rechtsentziehung 
als eines Mittels bedienen, sondern sein »Unternehmen« ist auf 

x ) Vgl. EG., ZivS. 102, 1G2 ff., wo mit Recht ausgeführt wird, daß 
die Zwangseinquartierung Wohnungsbedürftiger Enteignung ist, und die 
Präge gesteüt (und verneint) wird, ob die von den Begünstigten gezahlten 
Mietzinsen eine angemessene Entschädigung im Sinne der RV. dar- 
stellten. Aehnlich der bayerische Gerichtshof f. Kompetenzkonflikte, Ent- 
scheid, vom 18. Mai 1921, LeipzigerZ. 1921, S. 422. Dazu unten V 6. 

ä ) Vgl. RGEntsch. i, ZivS., 103, 202. 

3 ) Vgl. dazu unten V, 6. 

4 ) Vgl. Triepel im Roten Tag a. a. 0 

Festgabo für W. Kah l. 14 
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die Rechlsentziehung gerichtet, und der Erwerb ein willkom- 
mener aber unternehmensfremder Reflex. 

In welchem Zeitpunkte »das Interesse der Allgemein- 
heit« bestehen muß, damit die Enteignung reichsverfassungs- 
mäßig zulässig sei, ist neuerdings zweifelhaft geworden. Im 
Jahre 1916 war der Stadt Braunschweig das Enteignungsrecht 
für gewisse Grundstücke verliehen worden, auf denen sie einen 
militärischen Flugplatz anlegen und an den Militärfiskus ver- 
pachten sollte. Während das Enteignungsverfahren schwebte, 
endete der Krieg, und der Plan der Flugplatzanlage fiel weg. 
Das Oberlandesgericht ßraunschweig hat in einem Gutachten 
vom 7. Februar 1921 ausgeführt, das Enteignungsrecht der 
Stadt bestehe dennoch fort und könne nur im Wege einer 
neuen (Rück-)Enleignung und unter deren Voraussetzungen 
rückgängig gemacht werden 1 ). Sein Grund ist: das Recht des 
Unternehmers vor Vollziehung der Enteignung sei entweder 
(mit Stobbe-Lehmann, Gierke und dem Verfasser dieser Arbeit) 
als ein Privatrecht an dem bestimmten Grundstücke (Anwart- 
schaftsrecht, Aneignungsrecht [?], dingliches Erwerbsrecht) zu 
fassen oder als ein öffentliches Recht gegen den Staat 
(0. Mayer, Fleiner u. a.), deshalb jedenfalls ein wohlerworbe- 
nes Recht. Von der nicht ganz richtigen Wiedergabe des Stan- 
des der Theorie abgesehen 2 ), scheint mir das Gutachten aus 
einer ^Konstruktion« methodisch angreifbar Folgerungen ab- 
zuleiten und an dem Problem vorbeizueilen. Die Reichsver- 
fassung läßt Enteignungen (Zwangsübertragungen des Eigen- 
tums) nur zum Wohl der Allgemeinheit zu. Fehlt es an diesem 
»Wohl«, so ist die Zwangsübertragung nicht mehr möglich, 
mag auch bei Reginn des Enteignungsverfahrens das öffent- 
liche Interesse an der Enteignung vorhanden gewesen sein. 
Der vor der Enteignung vorhandene publizistische Anspruch 
auf Uebertragung, das mit Planfeststellung entstandene ding- 
liche Erwerbsrecht am Grundstück sind eben nach der Reichs- 
verfassung, wie nach den früheren Verfassungen, dadurch 
gesetzlich bedingt, daß zur Enteignungszeit das öffentliche 



*) Braunschw. ZfRpfl. 68 (1921) 1 ff. 

'-) Es handelt sich nicht um zwei Rechtsauffassungen, zwischen denen 
zu wählen wäre! Der Unternehmer bekommt (mit der Planfeststellung) 
ein privates Recht am Grundstück neben dem publizistischen Anspruch, 
den er gegen den Staat hat. 
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Interesse noch vorhanden sein wird, oder, besser gesagt, sie 
sind durch den Wegfall des Interesses (gesetzlich) auflösend 
bedingt. Nur solange diese auflösende Bedingung nicht ein- 
getreten ist, sind sie wohlerworbene Rechte. Erst der Interesse- 
wegfall nach vollzogener Enteignung ist bedeutungslos. Aber 
selbst dann noch lassen zahlreiche Landesgesetze, in ungleichem 
Maße, eine Rückgängigmachung der Enteignung zu 1 ); daß das 
braunschweigische Landesrecht solch Rückerwerbsrecht nach 
abgeschlossener Enteignung nicht kennt (geradeso wie das 
preußische Recht), wird von dem Oberlandesgericht zu Unrecht 
zur Unterstützung seiner Ansicht herangezogen. 

3. Die Enteignung setzt eine a n gern esse ne Entschä- 
digung voraus, wovon ein einfaches Reichsgesetz in der 
Regel 2 ) dispensieren kann. Das Wort »angemessene« Entschä- 
digung ist biegsamer als die bisher in deutschen Verfassungen 
und Enteignungsgesetzen geläufigen Ausdrücke: volle Entschä- 
digung, vollständige Entschädigung, Entschädigung nach dem 
vollen Wert, nach dem gemeinen Wert und ähnliche. Doch 
ist darauf hinzuweisen, daß auch das Ausland regelmäßig von 
angemessener (gerechter) Entschädigung spricht 3 ) und dabei 
den vollen Schadensersatz oder den gemeinen Wert (tous les 
dommages qui sont la suite de l'expropriation, valeur v6nale, 
fair and füll equivalent usw.) meint. In der Tat ist eine Ent- 
schädigung in der Regel nur angemessen, wenn sie den Schaden 
ausgleicht 4 ). Aber es besteht für das Reich kein Anlaß, solche 

1 ) Einzelnes bei Gierke, DPrivatR. II 506, 507. Ferner: Baden, Nov. 
z. Enteignungsges. v. 12. Mai 1921 § 1 a Abs. 2. 

2 ) Der Sonderfall des Art. 153 Abs. 2 Satz 4 (Enteignung für das Reich 
gegenüber Ländern, Gemeinden, gemeinnützigen Verbänden) bleibt hier 
außer Betracht. Zweifelhaft scheint mir, ob ein von der Entschädigungs- 
pflicht befreiendes Reichsgesetz in dem Falle des Art. 156 Abs. 1 Satz 1, 
d.h. bei Ueberführung von Unternehmungen in Gemeineigentum zulässig ist. 
M. E. ist die Frage zu verneinen, da Art. 156 zwar die Enteignungsnormen 
„sinngemäß" (?) gelten läßt, aber „unbeschadet der Entschädigung", was 
wohl heißt, daß „die" (d. i. eine angemessene) Entschädigung uicht ohne 
Verfassungsänderung fehlen kann. — TJeber Art. 138 Abs. 2 s. o. I. 

3 ) Nach dem Vorbilde der .juste . . . indemnitö' in der declar. d. droits 
de l'homme v. 1789 art. 17 : Frankreich, Belgien. Italien usw. ; auch nord- 
amerik. Gesetze : just and füll compensation. Dazu Lai er, Prinzipien d. 
Enteignungsrechts 499 ff. Ueber die Schweizer Kantonalverfassungen: Baab, 
Objekt d. Expropriation (Gmürs Abhandl. 73, 1916) S. 15 *. 

4 ) Zu vgl. E. Heymann, Rechtsformen der militär. Kriegswirtschaft 
(1921) 98 ff. - Ueber § 15 RSiedlGea.: Jahnke, PreußVerwaltBl. 1923, 216. 

14* 
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Landesgesetze, die nicht Schadens-, sondern Wertsersatz geben, 
zu mißbilligen, so daß das elastischere Wort »angemessen« 
in der Reichsverfassung mit Fug steht. Falsch wäre es, wollte 
man annehmen, daß das Reich die Auffassung der Landes- 
gesetzgeber über das was angemessen sei entscheiden lassen 
wolle. Sonst könnte ein linksradikal regiertes Land nummo 
uno enteignen, und die Eigentumsgarantie des Art. 153 Abs. 1 
RV. wäre ausgehöhlt. Was im Geiste der Reichsver- 
Fassung selbst (nicht: des jeweiligen Reu^hsgeselzgebers) 
angemessen ist, darf landesrechtlich nicht unterboten werden. 
So führt hie und da die Reichsverfassung wohl selbst zur 
Zulassung einer Entschädigung unter Wert. Dafür einige 
Beispiele: Ein Landesgesetz, das bei Grundstücksenteignungen 
zugunsten eines gemeinnützigen Verbandes dem Expropri- 
ierten den unverdienten Wertzuwachs nicht ersetzen 
wollte, würde sich mit Grund auf Art. 155 Abs. 3 Satz 2 
RV. berufen können, der die ohne Arbeits- oder Kapital- 
aufwendung entstandene Wertsteigerung der »Gesamtheit« 
zuführen will 1 ); daß dieses Programm nur durch Zuwachs- 
steuergesetze zu verwirklichen sei, ist nicht gesagt. Das 
landesherrliche Jagdrech-t, das in Mecklenburg- 
Schwerin für einzelne Städte und (bezüglich der hohen 
Jagd) für 31 ritterschaftliche Güter bestand 2 ), ist durch Gesetz 
vom 14. Nov. 1919 dem unentgeltlichen Erwerb der Gemeinden 
überlassen worden 3 ). Es liegt wohl im Geiste der Reichsver- 
fassung, wenn ein derartiges, im übrigen Deutschland lange ab- 
gestorbenes Recht, von dem sich kaum sicher sagen läßt, ob es 
Privatrecht oder öffentlich-rechtlicher (Vermögens-)Vorteil des 
Standes sei (RV. Art. 109 Abs. 3), bei seiner Aufhebung mit 
Null »angemessen« gewertet wird: es ist nicht anders wie wenn 
das preußische Ablösungsgesetz vom 2. März 1850 § 3 die 
aus gutsherrlichen oder gerichtsherrlichen, längst toten Ver- 
hältnissen herrührenden Abgaben (Ausstattungs-, Taufgelder, 
Wach-, Jagd-, Reisefronden, Gänseberupfungsrechte u. dgl.) 

1 ) Der Text spricht freilich nur von „nutzbar machen", denkt aber ge- 
wiß nicht an die Nutzungen des Wertzuwachses, sondern an diesen selbst. 

2 ) v. Buchka, Mecklenb. LPrivR. (1905) 108 ». 

3 ) (RegBl. S. 995.) Die Gemeinden erwerben es nicht ipso iure, haben 
aber das Recht zum Erwerb durch Antragstellung bei der Verwaltungs- 
behörde. 
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unentgeltlich aufhob; man wird darin schwerlich einen Wider- 
spruch mit § 75 Einl. z. ALR. gesehen haben, nicht weil diese 
Rechte keinen Vermögenswert mehr gehabt hätten 1 ), sondern 
weil es fast unsittlich gewesen wäre, den "Wert so abgelebter 
Rechte mit einem noch so geringen Betrage in Rechnung zu 
stellen 2 ). Freilich ist die Frage m. E. nicht zweifellos, und es 
geht keineswegs an, jedes »überlebte« Rechtsinstitut mit der 
Begründung, daß es anstößig sei, ihm einen rechtlichen »Wert« 
zuzusprechen, unentgeltlich zu beseitigen. Das ergibt Art. 155 
a. E., der die Ueberführung privater Regale auf den Staat 
befiehlt und dabei, wie niemand bezweifelt und wie es jeden- 
falls in Preußen für die standesherrlichen Bergregale ver- 
wirklicht ist (Gesetz vom 19. Okt. 1920), einen entgeltlichen 
Erwerb der überlebten Regale im Auge hat. 

Die Frage, in welchem Zeitpunkt die Angemessenheit der 
Entschädigungssumme bestehen muß, ist von der Frage, wann 
das öffentliche Interesse an der Enteignung bestehen müsse 
(vgl. oben IV 2 a. E.), unabhängig. Muß für das Ob der Ent- 
eignung die Zeit der Enteignung selbst maßgebend sein, so 
ist dieser Zeitpunkt für das Maß der Entschädigungssumme, 
die regelmäßig vorher festgestellt und gezahlt wird, unhand- 
lich und durch die Gerechtigkeit nicht gefordert. Das Ange- 
messenste dürfte der Zeitpunkt der wirklichen Zahlung sein. 
Aber mit dem Geiste der Reichsverfassung ist es gewiß ver- 
träglich, wenn man den maßgebenden Zeitpunkt mit vielen 
bisherigen Rechten auf die Zeit der Feststellung der Entschä- 
digung oder auf den der Planfeststellung zurückverlegt 3 ). 

s ) Die unentgeltliche Aufhebung von Rechten ohne Vermögenswert ist 
selbstverständlich nach der RV. zulässig. So wenn das Bayrische Mur- 
bereinigangs- Gesetz vom 5. August 1922 (GS. S. 438) Art. 16 solche Dienst- 
barkeiten ohne Entschädigung aufhebt, die „durch das Bereinigangsunter- 
nehmen entbehrlich werden" ; vielleicht auch Art. 17 Abs. V: unentgeltliche 
Verlegung von Triebwegen. — Desgleichen können Rechte, die unter einer 
wahrscheinlich nie eintretenden Bedingung stehen, und die deshalb wirt- 
schaftlich (nahezu) wertlos sind, unentgeltlich beseitigt werden. Die Auf- 
lösung der Fideikommisse (Art. 155 Abs. 2 Satz 2) kann solche entschftdi- 
gnngslose Enteignung sehr entfernter Agnatenrechte bringen. 

2 ) Aehnlich ist über das Meckl.-S t r e 1 i t z sehe Gesetz vom 3. Dez. 
1920, das das Obereigentum an ritterschaftlichen Lehngütern entschädi- 
gungslos beseitigt hat, zu urteilen. Es ist gültig. 

3 ) Layee, a. a. 0. 534 ff. ; Otto Mayer, VerwaltR. Ii 2 55 ff. (mit Nach- 
weisungen). Die Präge, wie die zwischen diesem Zeitpunkt und der Zahlung 
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4. Notwendig ist die Zulassung des ordentlichen 
Rechtswegs wegen der Höhe der Entschädigung, soweit 
nicht ein Reichsgesetz anderes bestimmt. Dieser Satz, der 
noch im Verfassungsausschuß erfolgreich und m. E. zutreffend 
bekämpft worden ist 1 ), wird zahlreichen Landesgesetzen, in 
denen Spezialfälle der Enteignung geordnet werden^(insbe- 
sondere Flur- und Feldbereinigungsgesetzen) verhängnisvoll! 
Schiedsgerichte, Verwaltungsgerichte und andere Behörden 
werden hier nicht selten (und durchaus zweckmäßig^mit der 
Streitentscheidung betraut. Auch bei der Abfassung des 
bayerischen Flurbereinigungsgesetzes vom 5. August 1922 
(Art. 62,9 Abs. 3 Satz 2) scheint man die Reichsverfassungs- 
norm nicht beachtet zu haben 2 ). 



V. 

DER BEGRIFF DER ENTEIGNUNG. 

Der Frage nach den Voraussetzungen der Enteignung ist 
die nach dem Begriff der Enteignung logisch wohl 
vorgeordnet; aber es ist erwünscht, sie erst nach jener zu 
behandeln. In der Literatur besteht hier manche Verwirrung. 
Erstens wird die Frage, was Enteignung sei, oft mit der Frage, 
wann sie zulässig sei, verwechselt; so wenn die Zwangsent- 
ziehung von Eigentum ohne Entschädigung > nicht unter den 
Begriff der Enteignung« gebracht wird 3 ), während man gerade 
den Begriff der Enteignung kennen muß, ehe man die Frage 
beantworten kann, welche Eigentumsentziehungen ohne Ent- 
schädigung und welche (weil sie Enteignungen sind) nur gegen 
Entschädigung gestattet sind! Zweitens wird übersehen, daß 
die Frage, was Enteignung im Sinne der Verfassung sei 
(d. h. welche Rechtsakte sind nur unter den verfassungsmäßi- 
gen Voraussetzungen zulässig?), nicht mit der Frage zusammen- 



der Entschädigung etwa fortgeschrittene Geldentwertung zu berücksichtigen 
sei, hat mit der Frage, was im Sinne der ßeichsverfassung eine ange- 
messene Entschädigung sei, nichts mehr zu tun. 

J ) KOCH(-Cassel) zu Art. 37. Prot, d, VerfAussch. S.509. Entw. d. Verf- 
Aussch. Art. 150. 

J ) lieber das Hamburgische BnteignG. v. 26. April 1920: EG., 
ZivS. 104, 137 ff. 

3 ) Gierke, DPrivß. II 465 und viele. 
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fällt, was Enteignung im Sinne eines bestimmten Enteignungs- 
gesetzes, etwa des preußischen Grundenteignungsgesetzes vom 
11. Juni 1874, sei (d. h. auf welche unter jenen Rechtsakten 
finden die Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung?). 

Hier nur von dem Begriffe der Enteignung im 
Sinne der Reichsverfassung Art. 153 Abs. 2 (und 
155 Abs. 2) l ). Was Theorie und Praxis des älteren Rechts 
entwickelt haben, ist für die Erkenntnis des neuen Rechts nur 
mit großer Vorsicht aufzunehmen. Denn während in älteren 
Verfassungen, z. B. in der preußischen, die für die Enteignung 
gegebenen Voraussetzungen, die ja denen der Reichsverfassung 
zum Vo"r£mde dienten, nur den Schutz des Privaten gegen 
»administrative Willkür« bezweckten, will die Reichs- 
verfassung (außer diesem Schutz) auch gegen den konfiska- 
tionslüsternen Landesgesetzgeber schützen. M. E. haben die 
Kommentare zur neuen Reichsverfassung diesen Unterschied 
nicht hinreichend erkannt; sie operieren allzu mechanisch 
mit dem überlieferten Enteignungsbegriff des preußischen 
Rechts 2 ). 

Im Sinne der Reichsverfassung ist Enteignung: 
1. nicht nur, wie Anschütz lehrt, die Rechtsentziehung 
durch Verwaltungsakt (mag dieser auf gesetzlicher Grundlage 
ruhen oder gesetzwidrig sein), sondern auch die Entziehung 
durch das Gesetz selbst. Ein Landesgesetz etwa, das 
das Privateigentum eines einzelnen vormaligen Landesherrn 
oder das aller Standesherren in Staatseigentum überführen 
oder das sämtliche Miethäuser in Gemeindeeigentum umwan- 
deln wollte, würde enteignen; und es wäre zu prüfen, ob die 
oben (IV) besprochenen Voraussetzungen der Enteignung ge- 
geben sind. So verstoßen gegen die Reichsverfassung diejeni- 
gen deutschen Landesgesetze, die bei der Fideikommißauflö- 
sung nach dem Vorbild der französischen Revolution die 
Rechte sämtlicher Agnaten und Anfallberechtigten mit einem 
Federstrich ohne Entschädigung aufheben und den Fideikom- 
mißbesitzer zum ungebundenen Volleigentümer des ganzen 



J ) Zu vgl. ferner Art. 7 12 , 90, 94 Abs. 2, 97 Abs. 5 und der noch zu 
besprechende Art. 156 Abs. 1 Satz 1. 

5 ) Insbes. Anschütz, 3, 4 zu Art. 153 R V., Giese 5 (1923) 2 zu Art. 
153 u. a. 
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Gutes machen oder, wie das bayrische Recht, in die Stellung 
eines Vorerben bringen 1 ). 

2. Wenn die bisherige Lehre für den Enteignungsbegriff 
vielfach noch besondere Anforderungen an die Person des 
durch die Enteignung Begünstigten stellte — Enteignung sei 
nur die Rechtsentziehung zugunsten eines öffentli- 
chen Unternehmens — , so ist schon oben IV 2 dar- 
gelegt, daß nicht einmal für die Frage, welche Enteignungen 
zulassig sind, die Person des zu Begünstigenden erheblich ist. 
Sie kann hiernach für den Begriff der Enteignung ausscheiden. 

3. Enteignung ist nicht nur die Rechtsübertragung selbst, 
sondern schon die Begründung obligatorischer 
Pflichten zur Rechtsübertragung. Das wird oft 
übersehen. Wenn z. B. Giese (Komm. 2 zu Art. 153 RV.) von 
der Enteignung, i deren Begriff hier vorausgesetzt wird« be- 
merkt, sie sei »kein Zwangskaufi, sondern ein einseitiger staat- 
licher Hoheitsakt, durch den die Verwaltung Eigentum über- 
trage, so übernimmt er zu Unrecht den »Begriff der Enteig- 
nung«, wie ihn unsere Enteignungsgesetze haben, in die Reichs- 
verfassung. Diese will auch den Staatsakt, der obligatorische 
Pflichten zur Rechtsübertragung schafft (für ihn ist neuerdings 
das Wort »Anforderung« aufgekommen) 2 ), treffen. Wäre es 
anders, so würde ein kommunistisch gerichteter Landesgesetz- 
geber in der Lage sein, auf einem Umwege, durch entschä- 
digungslose »Anforderung«, die Grundeigentümer zur rechts- 
geschäftlichen Uebereignung an den Staat zu zwingen. Ob der 
staatliche Zwangsakt das private Verfügungsgeschäft ersetzt 
(wie bei der Enteignung unserer Enteignungsgesetze) oder ob 
er (entsprechend der alten Zwangskauftheorie) nur das private 
Verpflichtungsgeschäft ersetzt 3 ), ist also für den Enteignungsbe- 

») Vgl. A. Friedmann, Welches Interesse hat die Allgemeinheit daran, 
daß bei der Auflösung der Fideikommisse die Agnatenansprüche berück- 
sichtigt werden?, Berlin 1920, S. 14. 

-) Vgl. RAG. z. FriedV ertrag v. 31. Aug. 1919 (RGBl. S. 1530) §§ 4 ff. 

s ) Es besteht nicht ein Zwang zum „Verkauf", sondern ein Zwang 
zur Uebereignung gegen Preiszahlung. Nicht ein pactum de vendendo, 
sondern die venditio selbst wird durch den Staatsakt (oder durch Staats- 
akt und einseitiges „Verlangen" des Begünstigten) ersetzt. In der lehr- 
reichen Schrift Nipperdeys, Kontrahierungszwang (1920) S. 25 2 , 69—72, 144 
tritt das nicht hinreichend hervor (vgl. insbes. S. 7P: mit einer [einseitigen!] 
Erklärung entstehe ein Kauf vertrag?). 
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griff der RV. gleichgültig. Diese Erkenntnis ist gegenüber Lan- 
desgesetzen wichtig, die einen Lieferungszwang anordnen und 
die Höhe des Entgelts durch Schiedsgerichte, Verwaltungsstel- 
len u. ä., aber nicht durch die ordentlichen Gerichte festsetzen 
lassen. — Auf die viel erörterte Unterscheidung der Anforde- 
rung (und anderer Enteignungen) von der Besteuerung, bei 
der nicht die Uebertragung speziell (oder beschränkt generisch) 
bezeichneter Güter in Frage steht, ist hier nicht einzugehen 1 ). 

4. Enteignung ist, wie im bisherigen Recht, nicht nur der 
Eingriff in das Sacheigentum oder in sonstige Sa- 
chenrechte, sondern auch der in Rechte anderer Art, Aktien- 
rechte, Forderungen, Urheberrechte u. a. Was dazu oben jtJ • 
über die Eigentumsgarantie gesagt ist, gilt auch für den Ent- . 1 - ----- 

eignungsbegriff : der Eingriff in beliebige private Ver- i '«'f v *f 'f i*y>j-< 
mögensrechte Ist Enteignung; insbesondere auch der in p-^fc -/&>, : öcs> t c 
bestehende Rechte an gewerblichen Unternehmen, wofür Art. 

156 Abs. 1 Satz 1, wie früher bemerkt, Enteignungsgrundsätze, 
zwar nicht direkt, aber sinngemäß zur Anwendung bringt. 
Es ist auf diesen Punkt unter 6 zurückzukommen. 

5. Mit allen bisherigen deutschen Rechten stimmt es über- 
ein, daß als Enteignung nicht nur die völlige Entziehung, 
sondern auch die Belastung (Beschwerung) bestehen- 
der Rechte anzusehen ist 2 ), so die Zwangsauflegung von 
Erbbaurechten 3 ) oder von Dienstbarkeiten beliebiger Art. 
Hier entsteht jedoch dem heutigen Recht eine Schwierigkeit. 
Bisher sah man als Enteignung die Auflegung von Dienstbar- 
keiten durch Verwaltungsakt an, während man bei 
einer gesetzlichen Beschwerung des Eigentümers mit »Dul- 
dungspflichten im Interesse der Allgemeinheitc von öffentlich- 
rechtlicher Eigentunisbeschränkung sprach. Da es, wie zu 
1 dargelegt, im Sinne der Reichsverfassung auch Enteignungen 



J ) Vgl. z. B. Layeb, a. a. 0. 63. 

2 ) Anders die französische Wissenschaft, die in solchen Fällen nicht 
von expropriation spricht. 

a ) Vgl B a y r. Ges. v, 9. Mai 1918, das zwecks Erschließung von Bau- 
gelände für Kleinwohnungsbau die Enteignung zu Erbbaurecht ausdrücklich 
zuläßt; ebenso ReichsVO. z. Behebung der dringendsten Wohnungsnot v. 
8. Dezember 1919 § 5. Aber auch nach den allgemeinen Landesenteignungs- 
gesetzen mag man sich, statt das Eigentum zu entziehen, mit der Zwangs- 
auflegung eines Erbbaurechts begnügen, z. B. für eine Untertunnelung. 
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durch das Gesetz selbst gibt, so entsteht die Frage : In welchen 
Fällen enthält ein Gesetz (insbes. ein Landesgesetz), das die 
Freiheit des Eigentums beschwert, Enteignungen — so daß 
die Gültigkeit des Gesetzes an die Enteignungsvoraussetzungen 
des Art. 153 Abs. 2 (insbes. Entschädigung) geknüpft ist? In 
welchen Fällen enthält es nur öffentliche Eigentumsbeschrän- 
kungen« — so daß es durch Art. 153 Abs. 1 Satz 2 RV. (ge- 
setzliche Regelung des Eigentumsinhalts) und Art. 111 EG. 
BGB. gedeckt ist? Die Antwort wird sich sogleich aus den 
Ausführungen zu 6 ergeben. Es sei aber noch bemerkt : Für 
andere als öffentlich rechtliche Begrenzungen tritt ein 
Problem dieser Art nicht auf. Landesgesetze, die das Grund- 
eigentum zugunsten von Nachbarn beschränken (Art. 124 EG. 
BGB), sind durch Art. 153 Abs. 2 RV. nicht betroffen und 
mögen deshalb nach eigenem Ermessen dem Betroffenen Ent- 
schädigungsansprüche geben oder versagen. Denn bei ihnen 
kommt eine Eigentumsbelastung (oder wie man früher in 
der Tat sagte : eine Legalservitut) nicht in Frage. Sondern 
es handelt sich stets darum, den Inhalt zweier miteinander 
kollidierender Rechte in angemessener Verteilung zu regeln : 
des »Rechts« des einen Nachbarn, auf seine Sache beliebig 
einzuwirken, mag das auch dem Nachbarn lästig fallen, und 
des »Rechts« des andern Nachbarn, Einwirkungen Fremder 
auszuschließen. Die Nachbarrechtsordnung will nichts als 
das Einwirkungsbelieben des einen und das Ausschließungs- 
belieben des anderen gegeneinander abgrenzen 1 ), und wenn 
es dabei zu Geldausgleichungspflichten kommt wie bei Notweg 
oder Grenzüberbau (§§ 917, 912 BGB.), so ist das nicht, wie bei 
der Enteignung, eine Entschädigung für Zwangsbelastung, son- 
dern ein Mittel, um die Verteilung des Eigentumsinhalts unter 
die beiden Nachbarn angemessen zu gestalten. 

6. Eine Enteignung liegt nur vor, wenn, zugleich mit der 
Entziehung privater Rechte auf der einen Seite, für den durch 
sie Begünstigten auf der anderen Seite gleichartige 
Privatrechte gewonnen werden. Das entspricht der 
überlieferten Lehrmeinung, die in den verschiedensten For- 
meln auftritt: die Enteignung »vermittle originären Rechts- 
erwerb« (Fleiner) ; sie sei »Uebertragung privater Sachenrechte, 



') Vgl. Zitelmann, Intern. PrivR. II 319 f. 
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eine Verdrängung privater Herrschaft durch öffentliche Gewalt 

sei nicht genügend« (Gierke); sie sei »Entziehung eines kon- 
kreten Rechts zum Zwecke der Uebertragung auf ein an- 
deres Rechtssubjekt« (Schweizer Bundesgericht); oder, wie in 
schärfster Zuspitzung Anschütz formuliert: »Enteignung ist 
Uebereignung« 1 ). Nicht anders die französische Doktrin, wo 
die expropriation als »transmission«, »translation« oder (in 
Anlehnung an den Wortlaut des code civil Art. 545), »cession« 
forcee u. ähnl. bezeichnet wird 2 ). Eben dies ist auch der Grund, 
aus welchem man die Enteignung nicht in der Lehre vom 
Rechts v e rl u s t , sondern in der vom Rechts er wer b zu 
behandeln pflegt s ); Der Sinn der Enteignung ist die Gewin- 
nung' eines bestimmten Rechts, dessen man für einen be- 
stimmten Zweck 4 ) benötigt. Die Entziehung des Rechts da- 
gegen ist nur das unerwünschte Opfer, das dem Berechtigten 
zugemutet werden muß, nur das Mittel, um die Gewinnung 
zu verwirklichen, nur das erste Stück des Enteignungstat- 
bestandes (im Gegensatz auch zu Straf koufiskationen, Ein- 
ziehungen, Vernichtungen gefahrbringender Güter u. dgl.). 

Dabei kommt es nicht darauf an, in welcher Rechts- 
form die »Ueberführung« aus dem Vermögen des Enteigne- 
ten in das des Begünstigten geschieht. Eine »Uebertragung« 
im technisch-juristischen Sinne -darf nicht verlangt werden 
(wäre die elegante Formel Anschützs »Enteignung Uebereig- 
nung« technisch gemeint, so wäre sie unrichtig). Möglich ist 
nicht nur, daß die Staatsgewalt dem Begünstigten bestehende 
Rechte des Enteigneten, so wie sie sind, »überträgt« 5 ) oder 

J ) Fleinee, Instit. d. VerwaltRs. s S. 274, 291 ; Gierke, DPrivR. II 465, 
466; Entsch. d. Schweizer Bundesger. 37 S. 517; Anschütz, Ersatzanspruch 
aus Vermögen sbeschäd., drei öffentl.«rechtl. Studien 1897 S. 34 (auch VerwA. 
5, 34); Komm. z. preufl. Verf. I S. 165, Komm. z. RVerf. S. 247 ; Giese, Komm, 
z. RV. 6 2 zu Art. 153. Ferner Layer, Prinzip, d. EnteignRs. 1902, S. 14 ff., 
wo weitere Belege aus der älteren Literatur. 

2 ) Cfr. Batbie, precis d. dr. public 4 (1876) 518, traite d. dr. publ. VIII 2 
(1886) 326. Dufoub, traite gener. d. dr. administr. VI 3 (1869), 27, 49 u. a. 

3 ) Die abweichende Meinung E. Httbeks, System d. Schweiz. PrivRs 
III (1889) S. 215 u. Anm. 1 daselbst, ist auch in der Schweiz nicht durchge- 
drungen, wie die bundesgerichtliche Auffassung zeigt. 

*) Dali dieser Zweck ein öffentliches Interesse sein muß, gehört nicht 
in den Begriff der Enteignung, sondern, zu den Voraussetzungen ihrer 
Zulässigkeit. 

6 ) Daß das der Inhalt der Enteignung sein könne, leugnen viele, selbst 
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daß sie aus ihnen im Wege der Belastung neue Rechte »ab- 
splittert« (jenes translative, dieses konstitutive Rechtsüber- 
tragung), sondern auch, daß auf der einen Seite ein Recht 
»vernichtet« wird, auf der anderen Seite ein »neues« Recht 
entsteht (originärer Erwerb), oder daß eine bestehende Be- 
lastung zugunsten des Grundeigentümers durch »Aufhebung* 
enteignet wird, so daß das Eigentum zu voller Machtfülle 
anschwillt (Grundentlastung, Aufhebung von Jagdrechten auf 
fremdem Bodenu. a.), oder endlich, daß durch Schaffung 
neuer Gfenui5rechte die bestehenden in ihrem Werte verkürzt 
werden; man denke etwa an eine gesetzliche Schaffung divi- 
dendenberechtigter Aktien zugunsten des Staats. Die Reichs- 
verfassung selbst gebraucht für das, was hier gemeint ist, das 
Wort: Ueberführung (Art. 155 Abs. 4 Satz 2, Art. 156 
Abs. 1 Satz 1), recht glücklich, weil das Wort juristisch farb- 
los ist, aber den wirtschaftlichen Vorgang der Vermögens- 
verschiebung gut wiedergibt. Wo solche Ueberführung sub- 
jektiver Privatrechte 1 ) fehlt (oder wo sie nicht geschieht, da- 
mit der Begünstigte erwerbe, sondern damit der andere ver- 
liere [Konfiskation, Einziehung u. dgl.]), liegt keine Enteig- 
nung vor. In diesem Satze liegt m. E. der Unterschied 
zwischen einer expropriativen Grundbelastung 
durch Landesgesetz (die nur gegen Entschädigung zulässig ist) 
und einer schrankenlos gestatteten öffe ntlichrechtlichen 
Eigentumsbeschränkung. 

Die Richtigkeit dieser Meinung scheint der Bayerische 
Gerichtshof zur Entscheidung von Kompetenz- 
konflikten in seiner früher erwähnten Entscheidung vom 
18. Mai 1921 2 ) in Zweifel ziehen zu wollen. Der Gerichtshof 
wendet sich gegen den Hauptvertreter der herrschenden Lehre 
Anschütz, indem er den Satz, Enteignung sei nur »die Ueber- 

Otto Mäyee II 43 f. Aber die Frage, ob d a s bestehende Eigentum über- 
gebt, deckt sich nicht mit der Frage, ob es deswegen und nur dann über- 
geht, weil und wenn der Enteignete Eigentümer war (Rechtsnachfolge), 
oder unabhängig davon, wer Eigentümer war. Der Gegensatz wird bei 
Enteignung von Forderungen, Aktien u. dgl. wichtig. 

J ) Es muß stets ein subjektives Privatrecht gewonnen werden. Die 
Gewinnung bloßer facultates (Gemeingebrauchs^befugnisse" u. dgl.) oder 
öffentlicher Rechte (staatlicher Bauverbotsrechte u. dgl.) genügt nicht. 

s ) Leipz. Z. 1921 S. 422, auch in Fischers Z. 53, 271. — Das Reichsge- 
richt hat zu der hier behandelten Frage noch nicht Stellung genommen. 
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tragung des Eigentums auf einen anderen« bekämpft — so 
eng hat übrigens Anschütz den Satz nicht gefaßt — . Die Ent- 
scheidung fährt dann fort: »Die Enteignung begreift vielmehr 
alle um des Gemeinwohls willen vorgenommenen Handlun- 
gen der Staatsgewalt in sich, durch die der Eigentümer in 
dem Gebrauch der Sache und in der Verfügung darüber nicht 
ganz vorübergehend beeinträchtigt wird, insbesondere also 
auch die Auflegung dinglicher Nutzungsrechte« (das hat man 
nie bezweifelt !) »und Beschlagnahmen, d. h. Entziehungen 
des Gebrauchs und der Verfügungsgewalt. Es ist nicht anzu- 
nehmen, daß die Reichsverfassung nur für einen bestimmten, 
noch dazu eng begrenzten Kreis von öffentlich-rechtlichen 
Eingriffen Schutzvorschriften aufstellen, andere ebenso ein- 
schneidende Maßnahmen aber ohne Einschränkung hätte zu- 
lassen wollen . . Dagegen spricht schon der enge Zusammen- 
hang, in den die Enteignung mit der Gewährleistung des Ei- 
gentums gebracht ist; dieses wäre nicht gewährleistet, wenn 
jederzeit ohne gesetzliche Schranken auf andere Weise als 
durch förmliche Uebereignung eingegriffen werden könnte«.. 
Die Polemik gegen Anschütz geht, wie oben bemerkt, schon 
deshalb in die Irre, weil sie eine stark zugespitzte Wendung 
buchstäblich-juristisch faßt. Den Fall, der zu entscheiden war, 
würde auch Anschütz als Enteignung kennzeichnen : es han- 
delte sich um landesgesetzlich vorgesehene Beschlagnahmen 
von Wohnungen zugunsten von Wohnbedürftigen. Daß den 
Zwangsmietern die Wohnungen nicht * förmlich (!) übereignet« 
werden, ist richtig. Aber es genügt, daß ihnen Nutzungsrechte 
verschafft werden, damit von Enteignung geredet werden 
könne. Dagegen geht die Begründung der Entscheidung ihrer- 
seits zu weit, wenn sie eine Enteignung schon da annimmt, 
wo der Eigentümer in Gebrauch und Verfügung beein tr äch- 
tigt wird, und wenn sie den Rechtserwerb des Begünstigten 
nicht als Begriffserfordernis erwähnt. Vielleicht ist aber auch 
diese Entgleisung (wie die des ANSCHÜTzschen Worts) nur eine 
solche im Ausdruck, nicht in der Sache, da der konkrete 
Fall dem Gerichtshof keinen Anlaß geben mochte, das Er- 
fordernis des Rechtserwerbs zu betonen. 

Die hier vertretene Meinung kann sich auf dreierlei be- 
rufen : 
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Einmal auf das Wesen der Enteignungsentschä- 
digung. Bekanntlich zahlt nach allen Rechten nicht der 
Enteigner (der Staat) die Entschädigung, sondern der durch 
die Enteignung Begünstigte (z. B. der Unternehmer). Die Ent- 
schädigung wird nicht schon dafür gezahlt, daß jemand infolge 
eines Staatsaktes Rechte ei'nlaTißt, sondern dafür, daß (auf 
seine Kosten) ein anderer Rechte in sein Vermögen Dringt 1 ). 
Werden durch eine generell gefaßte Rechtsnorm alle Rechte 
einer gewissen Art im öffentlichen Interesse gleichmäßig be- 
lastet und sind vermögensrechtlich Begünstigte da, so liegt 
daher diesen die Enfsch|digungspflicht ob. Fehlt aber eine 
gesetzliche Rechtsjztnven'dung an »Begünstigte«, so würde, wenn 
gleichwohl ein Entschädigungszwang bestehen sollte, der ent- 
ziehende Staat selbst entschädigen müssen, was dem Gedanken 
des Enteignungsrechts nirgends gemäß ist. 

Das widerspräche auch zweitens den Forderungen 
der Rechtsfortbildung! Jede landesgesetzliche Eigentumsbe- 
schränkung öffentlichen Rechts würde dem Lande so uner- 
schwingliche Entschädigungslasten auferlegen, daß das Land 
seine Wohlfabrtsaufgaben nicht lösen könnte: unmöglich wären 
landesrechtliche Baugesetze, Fluchtliniengesetze, Rodungsge- 
setze, Waldschutznormen, Vorschriften zum Schutze nationaler 
Denkmäler oder zum Schutze von Naturschönheiten, Ausgra- 
bungsgesetze, Wohnungsordnungen u. a. Es läßt sich zweifel- 
los nicht annehmen, daß die Reiehsverfassung hier die landes- 
gesetzliche Tätigkeit völlig unterbinden wollte. 

Drittens läßt sich aus der Reichsverfassung selbst ein 
Anhalt für die Richtigkeit der hier vertretenen Unterscheidung 
gewinnen. Art. 156 Abs. 1 nennt zwar, wie schon oben 
erwähnt, die Ueberf ührung von Unternehmungen in 
Gemeineigentum nicht »Enteignung«, aber er behan- 
delt sie als Enteignung (»sinngemäße Anwendung der für 
die Enteignung geltenden Bestimmungen«) und erwähnt die 
Entschädigungspflicht noch besonders (Satz 1). Dagegen sieht 
der zweite Satz des Artikels 156 von jener »sinngemäßen An- 
wendung« der Enteignungssätze ab (gebietet insbesondere auch 
keine Entschädigung), wenn es sich darum handelt, dem Staat 
oder der Gemeinde einen »bestimmenden Einfluß auf die 



*) Vgl. Fleiner, Inst. 289. 
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Verwaltung des Unternehmens zu sichern«. Der Gegensatz 
von Satz 1 und Satz 2 deckt sich mit dem hier besprochenen 
Gegensatz. Dort ^Ueberführung in Gemeineigentum«, wohin 
auch die Teilüberführung, etwa eine Belastung zugunsten des 
Staats, gehört. Hier: Einfluß nur auf die Verwaltung, 
wofür als Beispiel die »Beteiligung an der Verwaltung« ge- 
nannt wird 1 ). Nur dort: Vermögenszuwachs für Staat, Ge- 
meinde usw. Deshalb nur dort: Enteignung. Würde ein 
Reichsgesetz den Ländern oder Gemeinden in den General- 
versammlungen gewisser Aktiengesellschaften ein entscheiden- 
des Vetorecht oder ganz allgemein ein entscheidendes Stimm- 
recht geben, ohne eine Entschädigung zuzusprechen, so wäre 
das nicht verfassungswidrig. Würde es aber Dividendenrechte 
zuwenden, so läge darin eine partielle Ueberführung des Unter- 
nehmens in Gemeineigentum, und das Gesetz wäre verfassungs- 
widrig. 

Auf diesem Boden wird die Entscheidung der Frage, ob 
eine landesgesetzliche Beschränkung bestimmter Rechte eine 
Enteignung oder eine öffentliche Beschränkung darstellt, leicht 
sein. Wenn z. B. ein Landesgesetz Privatwälder in Staats- 
förstereien eingliedert und damit auch die technische Betriebs- 
leitung dem Grundeigentümer zum großen Teil oder ganz 
entzieht, aber ihm das Fruchtziehungsrecht, inbesondere die 
Holzverwertung, beläßt, so ist solche Verwaltungsübernahme 
keine Enteignung; die »verdrängte private Herrschaft« wird 
mit dem Ausdruck Gterkes s ) »durch öffentliche Gewalt ersetzt« : 
Was der Staat übernimmt, ist in erster Linie eine P f 1 i c h t 
(Verwaltungspflicht). Die Rechte, die er in solchem Falle mit- 
übernimmt, sind solche, deren er bedarf, um jene Pflicht zu 
erfüllen (Belretungs-, Holzschlagrechte u. dgl). Selbst wenn 
durch die staatliche Verwaltung die dem Eigentümer zufallen- 
den Nutzungen sich mindern, wird der Akt nicht zur Ent- 
eignung. Eine im öffentlichen Interesse aufgelegte Rechts- 
beschränkung (Verbot der Lichtreklame, Bauverbote, 6-Uhr- 



J ) Von der Möglichkeit, dem Staat nicht nur „Beteiligung" an der 
Verwaltung, sondern volle (alleinige} Verwaltung zu verschaffen, spricht 
die RVerf. nicht. Auch in solchem Fall läge keine Ueberführung in Ge- 
meineigentum vor — doch wird der Fall nicht vorkommen: es wird dann 
stets zugleich eine Gewinnbeteiligung stattfinden. 

2 ) DPR. II 466. 
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Ladenschluß, Polizeistunde usw.) bleibt zulässig, auch wenn 
sie dem Eigentümer einen rechnerisch nach'weisoal'en Schaden 
zufügt. Es sei daran erinnert, daß auch die »Einflußsicherung« 
des Art. 156 Abs. 1 Satz 2 RV. selbst dann nicht als Enteig- 
nung behandelt wird, wenn das Unternehmen infolge des 
staatlichen Einflusses leidet, insbesondere einen geringeren 
Gewinn abwirft ; von einer Entschädigung zu Lasten des gemein- 
wirtschaftlichen Verbandes ist dabei keine Rede. Ebenso läge 
es, wenn ein Gesetz die Verwaltung aller städtischen Miets- 
häuser von gewisser Größe in die Hand eines Verbandes legen 
wollte, in welchem die Gemeindeorgane das entscheidende 
Wort haben. Eine Enteignung läge darin nicht, sofern der 
Hauseigentümer das Recht auf die Nutzungen behält. Endlich 
noch ein Reispiel: ein Gesetz, das den Eigentümern gewisser 
Grundstücksarten Bauverbote auflegt, ist kein Enteignungs- 
gesetz; räumt es dagegen (bei im übrigen gleichem Inhalt) der 
Gemeinde oder dem Staate privatrechtliche Verbolsrechte 
(Forderungen, Servituten) ein, so enthält es eine Enteignung. 



